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Hohenstein, Frau Karwatzki, Franke, Dr. Hammans, Frau Schleicher, Hasinger, 
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(Frankfurt), Höpfinger, Dr. Kunz (Weiden), Ziegler, Pohlmann, Susset, Kolb, 
Würzbach, Dr. Blüm, Frau Krone-Appuhn und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 8/1571- 


Beeinträchtigung der menschlichen Atmosphäre im Krankenhaus 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung - Va 4 -43507 - hat mit Schreiben 
vom 17. März 1978 die Kleine Anfrage namens der Bundes- 
regierung wie folgt beantwortet: 


1. Ist der Bundesregierung diese von vielen Seiten beanstandete 
Entwicklung bekannt, und was sind nach ihrer Auffassung die 
Gründe für den festzustellenden Verlust an menschlichem Klima 
im stationären Bereich? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß Fragen der menschlichen 
Atmosphäre im Krankenhaus in letzter Zeit des öfteren in der 
Öffentlichkeit zur Diskussion gestellt worden sind. Soweit hier- 
bei im Vordergrund steht, Möglichkeiten und Bereitschaft der 
im Krankenhaus Tätigen für eine den Wünschen und Bedürf- 
nissen des Kranken entsprechende menschliche Zuwendung zu 
verbessern, ist jede Bestrebung in dieser Richtung als wün- 
schens- und unterstützenswert anzusehen. 

Die Bundesregierung kann dagegen den in der Anfrage unter- 
stellten Sachverhalt nicht als eine allgemeine Entwicklung be- 
stätigen. Insbesondere hält sie es nicht für angemessen, den im 
Krankenhauswesen tätigen Menschen zu unterstellen, sie wür- 
den sich in geringerem Maße als früher um menschliche Zu- 
wendung zum Patienten bemühen. Ein gewichtiger Gesichts- 
punkt in diesem Zusammenhang ist, daß im stationäfren Bereich 
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die Voraussetzungen für eine menschengerechte Krankenver- 
sorgung in den letzten Jahren beachtlich verbessert worden 
sind. Das Krankenhausfinanzierüngsgesetz und die Bundes- 
pflegesatzverordnung ermöglichen es den Krankenhäusern, 
ihrer Aufgabe einer bedarfsgerechten Versorgung der Bevölke- 
rung auf wirtschaftlich gesicherter Grundlage nachzukommen. 
Die starken Ausgabensteigerungen der letzten Jahre für den 
Bereich der stationären Versorgung sind zu einem wesentlichen 
Teil auf eine erhebliche Vermehrung des ärztlichen und pflege- 
rischen Personals in den Krankenhäusern zurückzuführen. Wäh- 
rend die Zahl der Pflegetage in den letzten Jahren in etwa 
gleichgeblieben ist, hat sich die Zahl der in Krankenhäusern 
hauptamtlich tätigen Ärzte von 1966 bis 1976 fast verdoppelt 
(von 27 744 auf 54 648) ; beim Pflegepersonal beträgt die ent- 
sprechende Steigerungsrate fast 60 v. H. (von 93 588 im Jahr 1966 
auf 149 373 im Jahr 1976). Die Zahl der Pflegetage je Arzt hat 
sich von 6428 im Jahr 1960 auf 3525 im Jahr 1976 fast halbiert, 
die Zahl der Pflegetage je Pflegeperson von 1796 im Jahr 1960 
auf 887 im Jahr 1976 m^hr als halbiert. Durch entsprechende 
Anstrengungen, vor allem von Seiten der Länder, sind auch bei 
den Investitionen die für eine zeitgerechte Krankenhausversor- 
gung notwendigen Maßnahmen getroffen worden. Die Bundes- 
regierung geht davon aus, daß die im Zuge dieser Entwicklung 
geschaffenen Möglichkeiten eines stärkeren Eingehens auf die 
Besonderheiten und Wünsche des einzelnen Patienten und der 
menschlichen Zuwendung in den meisten Krankenhäusern ge- 
nutzt und durch zweckgerechte Organisationsmaßnahmen fort- 
laufend verbessert werden. Darüber hinaus ist es nicht sach- 
gerecht, kritische Einwände gegen die Fortentwicklung der 
Medizin, insbesondere gegen Einsatz medizintechnischer Ge- 
räte und gegen eine Spezialisierung von Ärzten und sonstigen 
Fachkräften des Gesundheitswesens, dem Krankenhaus als In- 
stitution anzulasten. 

Es ist sicher zutreffend, daß die psychosozialen Bedürfnisse der 
Menschen im Krankenhaus nicht immer in vollem Umfang be- 
friedigt werden können. Die Ursachen liegen in der allgemeinen 
Entwicklung der Medizin, die immer stärker arbeitsteilig von 
Spezialisten unter Zuhilfenahme komplizierter technischer 
Apparaturen durchgeführt wird. Die Patienten kommen daher 
mit einer größeren Anzahl von Personen in Verbindung, die 
teilweise lediglich eng umrissene Aufgaben bei Diagnostik und 
Therapie erfüllen, und bleiben dabei oft in Unkenntnis des 
Funktionszusammenhanges. Andererseits ist der gesamte dia- 
gnostische und therapeutische Aufwand für sie ebenfalls nicht 
mehr überschaubar, was zu neuen Problemen führt. Nur auf 
diesem Hintergrund kann allenfalls von einem Verlust an 
menschlichem Klima im stationären Bereich gesprochen werden. 
Soweit Technisierung und Spezialisierung die Möglichkeit 
menschlicher Zuwendung vermindern, gilt dies jedoch in glei- 
cher Weise für medizinische Tätigkeiten außerhalb des Kran- 
kenhauses. 

Die Bundesregierung sieht es als Aufgabe aller für das gesamte 
Gesundheitswesen Verantwortlichen und der im Gesundheits- 
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wesen Tätigen selbst an, im Einzelfall und generell zu einer 
sachgerechten Beurteilung zu kommen, in welcher Weise dem 
Kranken am wirkungsvollsten geholfen werden kann. Sie hält 
es allerdings für eine selbstverständliche Pflicht aller Beteilig- 
ten, den Patienten über die medizinisch gebotenen Entschei- 
dungen und Maßnahmen sachgerecht, eingehend und in ange- 
messener, verständlicher Form zu unterrichten und ihn zur ver- 
ständigen Mitwirkung bei seiner Gesundung zu befähigen. 


2. Wie beurteilt die Bundesregierung die vielfach vertretene Auf- 
fassung, daß durch eine zunehmende Spezialisierung der im 
Krankenhaus tätigen Menschen sowie durch die Technisierung 
ärztlicher und pflegerischer Dienste der unmittelbare Kontakt 
zu Patienten beeinträchtigt wird und dadurch vielfach keine 
persönliche Beziehung entstehen kann? 

Im Rahmen ihrer Aufgabenstellung haben die Krankenhäuser 
und die in ihnen Tätigen selbst zu bestimmen, wie sie die Ver- 
sorgung der Patienten möglichst wirkungsvoll wahrnehmen. 
Soweit hierbei die Technisierung und Spezialisierung ärztlicher 
und pflegerischer Dienste erforderlich oder hilfreich ist, wird 
entsprechend der Antwort zu Frage 1 im Einzelfall der Gewinn 
an medizinischer Leistungsfähigkeit gegen die Vorzüge einer 
auf verhältnismäßig wenige Personen konzentrierten Betreu- 
ung abzuwägen sein. Im übrigen besteht zwischen medizinischer 
Leistungsfähigkeit und einer menschlichen Atmosphäre kein 
Gegensatz. 

Der Patient hat in vielen Fällen die Möglichkeit, das Kranken- 
haus zu wählen, das seinen persönlichen Bedürfnissen und Vor- 
stellungen in diesem Zusammenhang am besten gerecht wird; 
die Bundesregierung begrüßt im Interesse der Patienten der- 
artige Wahlmöglichkeiten. 


3. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß durch gesetz- 
geberische Maßnahmen, wie z. B. durch das Krankenhausfinan- 
zierungsgesetz oder die Bundespflegesatzverordnung, infolge 
der damit verbundenen Planungs- und Steuerungsmaßnahmen 
die Krankenhäuser, insbesondere durch personelle Überforde- 
rungen, nicht mehr in der Lage sind, die notwendigen mensch- 
lichen Beziehungen am Krankenhaus zu gewährleisten? 


Das Krankenhausfinanzierungsgesetz und die Bundespflege- 
satzverordnung haben die Finanzierung der Krankenhäuser auf 
eine gesicherte Grundlage gestellt und ermöglichen den Kran- 
kenhäusern, die für eine bedarfsgerechte, leistungsfähige und 
wirtschaftliche Krankenhausversorgung anfallenden Kosten 
über Fördermittel und Pflegesätze abzudecken; dies schließt die 
Finanzierung der in der Antwort auf Frage 1 genannten Per- 
sonalvermehrungen ein. Die Bundesregierung ist nicht der Auf- 
fassung, daß die genannten oder andere Rechtsvorschriften die 
Krankenhäuser daran hindern, die für eine wirkungsvolle Ver- 
sorgung der Kranken notwendige menschliche Atmosphäre zu 
gewährleisten. 
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Diese Einschätzung wird auch dadurch bestätigt, daß ein be- 
trächtlicher Teil der in der Antwort auf Frage 1 mitgeteilten 
Personalentwicklung auf die Zeit seit Inkrafttreten des Kran- 
kenhausfinanzierungsgesetzes und der Bundespflegesatzverord- 
nung entfällt. So haben sich in dem recht kurzen Zeitraum von 
1972 bis 1976 die Zahlen der hauptamtlich in Krankenhäusern 
tätigen Ärzte um 21 v. H., die des Krankenhauspflegepersonals 
um 24 V. H. vermehrt. Demgegenüber ist im gleichen Zeitraum 
die Zahl der Pflegetage je Arzt um 17 v. H., je Pflegeperson um 
19 V. H. zurückgegangen. 


4. Welche Maßnahmen hält die Bundesregierung für geeignet, uni 
das wachsende Unbehagen von Patienten und Besuchern am 
Krankenhaus zugunsten einer notwendigen Verbesserung des 
menschlichen Klimas im Krankenhaus abzubauen? 

Wie auch die in der Anfrage erwähnte Denkschrift des Deut- 
schen Caritasverbandes und die Initiativen der Deutschen Kran- 
kenhausgesellschaft, beispielsweise die Erörterungen dieser 
Thematik auf dem 9. Deutschen Krankenhaustag im Juni 1977, 
zeigte, ist die Gewährleistung der für eine wirkungsvolle Ver- 
sorgung der Kranken notwendigen Atmosphäre vor allem Auf- 
gabe der Krankenhäuser und der in ihnen Tätigen selbst. Die 
Bundesregierung ist seit längerer Zeit bestrebt, die Bemühun- 
gen um Menschlichkeit beim Umgang mit Patienten in der Ge- 
staltung der Ausbildungs Ordnungen für die Heilberufe zur Gel- 
tung zu bringen. So hat sie in der kürzlich erlassenen Zweiten 
Verordnung zur Änderung der Approbationsordnung für Ärzte 
in den Prüfungsstoff ausdrücklich den Umgang und die Ge- 
sprächsführung mit Patienten als Themen aufgenommen. Soweit 
dieser Gesichtspunkt in den Ausbildungs- und Prüfungsord- 
nungen für sonstige Heilberufe noch nicht hinreichend berück- 
sichtigt ist, wird dies in Zukunft geschehen. 

Darüber hinaus sind Bemühungen von Interesse, z. B. über ein 
„Patientenheft", die verschiedentlich vorhandenen sozialen 
Dienste im Krankenhaus und die Mitwirkung von Psychologen 
bei der Krankenbetreuung die Situation des Patienten zu ver- 
bessern. Die Bundesregierung hält es jedoch derzeit nicht für 
angebracht, den Krankenhäusern und den in ihnen Tätigen zu 
einzelnen Maßnahmen in diesem Zusammenhang Ratschläge zu 
erteilen. 
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